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(leiste Rechnung zu trafen, sic standen aber doch dnrchlveg noch völlig ans dem
Boden der bisherigen biirgerlieben Verhältnisse und fanden nicht den Mut zu
radikalen Forderungen oder gar zu einer entschieden kritischen Einstellung, die alles
in Frage giebt, Vo mären die Verhandlungen Wohl recht akademisch sachgemäß

verlaufen, wenn nicht die Sprecher einer ml law zusammengekommenen
Minderheit verlangt Hätten, für jugendliche unter lß jähren jede Gefängnisstrafe

ansznichli.ßen, also die V t r>a f in ii n dig keit auf das 1kl. Lebensjahr
hinauf zu sehen sstatt auf das 14. zu normieren). Tiefe Forderung wurde
vertreten von der katholischen Ebaritas Moppel F. Fg, den Vozialdemokraten
(Vtadtrat Tr. Heimerich-blüvlibcrgs und Professor Winker-Frankfurt a. M.
Ain Vorstandstisch und bei den Referenten stieß die Forderung auf fast
geschlossenen Widerstand, und auch das Gros der Versammlung erklärte sich nach

sehr erregter Tebatte dagegen, Fmmerbin erzielte sie eine ansehnliche Minderheit,

und ein Antrag, jene Forderung ans dein nächsten Fugendgerichtstag
ausführlich zii verhandeln, wurde mit großer Mehrheit angenommen. Es wurde
beschlossen, daß der erzieherische Gedanke in den Vordergrund gestellt werden
müsse und daß zwar die Vtrafmündigkeit mit 11 Fahren beginnen, aber bis
zum vollendeten l(>. Fahre die Anwendung der Haft- und Gefängnisstrafe
auszuschließen sei. Man verlangte allgemein den bedingten Vtrafverfolgungsauf-
schnb, eine Bewährungsmöglichkeit zur Abwendung und Fortsetzung des

Strafverfahrens. Hoffmann-Leipzig legte besonderen Wert auf die Probezeit nach
amerikanischem Recht, wobei zwar die Schuld durch richterliches Urteil festgestellt,
aber die Verurteilung aufgeschoben wird.

Reben mehr internen Versammlungen der Verbände der Hallspflege, der
Rinderhorte usw. tagte schließlich auch der Ausschuß für G e f ä h r d e t e n f n r -
s o r g e. Er beriet über gesetzliche Maßnahmen ans diesem Gebiete, u. a. über
einen Preußischen Geselzesentwnrf gegen die Geschlechtskrankheiteil (Errichtung von
Pflegeämtern, Anzeigepflicht oder -Recht), über ein Verwahrnngsgeselz zur
fürsorglichen Erfassung der bedürftigen Personen, die vor allein wegen ihres
vorgeschrittenen Alters nicht mehr von der Fürsorgeerziehung erfaßt werden
können. Schließlich wurde über ein Preußisches (besetz betreffend weibliche
Bedienung in (bast- und Zchankwirtschaften verhandelt. Fn wesentlichen Fragen
kam man zn erfreulicher Einigung. Prinzipiellreiterei wurde, soviel ich sah,

von keiner Veite getrieben. An den Verhandlungen nahm eine Reihe soizal-
demokratischer Franen regen Anteil, n. a. als Referenten und Regierungsvertreter.

Für den wirklichkeitsosfenen Zinn zeugt der Vorschlag, auf der nächsten

Tagung zu verhandeln über die Berufsarbeiteriunen in der Gefährdetenfür-
sorge und über die Heranziehung der Fngendverbände zur Mitarbeit. Gerade
das letztere Thema ist außerordentlich wichtig. Auch auf den übrigen Fürsorgegebieten

sollte man der Fngendbewegnng ganz erheblich mehr Beachtung schenken.

Zwangseinbürgerung und Arrnenlasten.
Der Bundesrat unterbreitet der Bundesversammlung den Entwurf zu einem

Bundesbeschlnß betreffend Revision des Art. 44 der Bundesverfassung, welcher
den neuen Grundsalz bringt, daß die Bnndesgesclzgebung die E i nb ü r g e r u n g

kraft Gebietshoheit einführen kann. Vie soll insbesondere bestimmen
können, daß das Rind ausländischer Eltern, die in der Schweiz wohnen, kraft
Gebietshoheit Vchweizerbürger wird, wenn seine Mutter von Geburt Schweizerin
war oder wenn der Vater oder die Mutter in der Schweiz geboren ist. Tas kraft
Gebietshoheit eingebürgerte Rind erwirbt nach dem Entwurf von Geburt an das
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Bürgerrecht der Gemeinde, in der die Eltern zur Zeit seiner Geburt ihren Wohnsitz

Hoden. Diese eingebürgerten Personen genießen die A r m e n u n te r-
st ü tz n n g tvie die ndrigen Gemeindebürger: dagegen besitzen sie keinen Anteil
an den Uvrporationsgütern, soweit die Uantone nichts anderes bestimmen. Der
Bund übenminnnt zu seinen Lasten einen Teil der effektiven Unterst

ü tz n n g s k o st e n die den Uantonen oder lvenlcinden während der ersten
ld Tebcnsfahre der kraft (Gebietshoheit Eingebürgerten erwachsen.

Die bnndesrätliche Botschaft zum Rrvisionsentwurf enthält ein besonderes
Uapitel iibcr den Beitrag des Bandes an die Armenlasteu, dem wir Folgendes
entnehmen:

Die Unterstützungskosteu fiir die llleubürger können nicht ausschließlich der
Eidgenossenschaft überwinden werden. Einmal haben fast nirgends die Gemeinden

die Unterstühnngskosten Mein zn tragen, sondern der Uanton leistet ihnen
iil dieser oder jener Zorni Beistand. Sodann find die Uantoue neben dein Blind
Träger der Staatsgewalt: sie können sich daher so wenig wie er den Notwendigkeiten

entziehen, die mit der Selbsterhaltnng des Staate? verknüpft sind, und es

ist darum angemessen, daß den Uantonen, beziv. den Gemeinden, ein Teil
der ans der Zwangseinbürgerung resultierenden Unterstützungslast überbunden
werde.

Deine Subvention kann der Bund e il t w e d e r nach dciii System der P a u -
s eh a lent s eh ä d i g n il g leisten, indem er fiir jeden Reubürger gewissermaßen
eine nach dem durchschnittlichen Unterstütznngsrisiko zu bemessende Einkaufs-
sumnie entrichtet, sei es, daß eine Tnrchschnittsgebühr fiir die ganze Schweiz
festgesetzt würde, sei es ein Betrag fiir jeden Lianton nach Maßgabe der lokalen
Verhältnisse. Dieses System böte den Porteil großer Einfachheit, aber auch
besondere Schwierigkeiten für die Uantone mit wohnörtlicher Unterstützung, oder
aber der Blind bezahlt eine Quote der tatsächlich ausgerichteten Unterstützungen
zurück: seine Vergütung greift also weder zu hoch noch zn tief, trägt den Verhältnissen

vollste Rechnung, und es ist die Gefahr ausgeschaltet, daß beim System der
wohnörtlichen Unterstützung die Bundesentschädigung an, eine Gemeinde
gelange, die bei Wechsel des Wohnsitzes lischt mehr unterstützungspflichtig ist. Ist
auch dieses System wesentlich komplizierter als das erstgenannte, so ist es zweifellos

genauer und daher gerechter und würde Wohl auch vom Bunde geringere
Spfer verlangen.

Die Höhe der vom Bund zu leistenden Subsidien berechnet die Botschaft
wie folgt:

Die Pflicht des Bundes zur Unterstützung der Eingebürgerten kann nicht auf
volle Lebenszeit ausgedehnt werden, sondern bedarf der zeitlichen Begrenzung
und zwar fällt die natürliche Begrenzung offenbar auf den Zeitpunkt, in welchen!
das eingebürgerte .Lind selbständig eristenzfähig wird: als solcher ist das
zurückgelegte Id. Altersjahr maßgebend.

Im Zahre l!U2 beliefen sich in der interkantonalen Armenpflege die
unterstützten Personen auf 7,3 P der UnterstütznngSberechtigten, und auf Grund dieser
Berechnung wird angenommen, daß von den kraft Gebietshoheit eingebürgerten
Ausländerkiudern im Laufe eines Jahres jeweilen 7P der Armenunterstützung
bedürfen.

Die durchschnittlichen Unterstützungskosten in der interkantonalen Armenpflege

beliefen sich U>12 auf lib Fr. pro Unterstützungsfall und auf bl Fr. per
Person. Unter den heutigen Verhältnissen dürfte letzterer Betrag auf IM Fr.
zu erhöhen sein, und wenn man bedenkt, daß die Unterstützung der Linder wesentlich

kostspieliger ist als die der Erwachsenen, so darf Wohl für jedes unter-
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stützungsbedürftige Find ein dnrchschllittlichcr klntcrstütznngsbetrag von 299 Fr.
in Anslchlag gebracht lverden. setzen wir voraus, das; der Bund (si oder sisi der

kosten tragt und daß im ersten Jahre 9399Blinder eingebürgert würden, so

betrüge der Gesamtunterstütznngsaufwaud im ersten Jahre 7 sis — 441 à 290 Fr.

^ 88,299 Fr., wovon hg — 14,19l> Fr. oder sis; —- 98,899 Fr. zu Lasten des

Bandes fielen. Unter Berücksichtigung der Überlebenswahrscheinlichkeit, wie sie

sich aus den vont statistischen Bureau 1917 veröffentlichten Absterbcordnungen
ergibt, kommen wir für das 18. Jahr auf 99,295 Eingebürgerte und auf einen Ge-

samtnnterstülzungSaufwand von 1,388,999 Fr., wovon der Bund "

^ 996,899 Fr.
oder sitz -- 889,199 Fr. zu tragen licitte.

Bezüglich der von den Pantonen und Gemeinden unentgeltlich eingebürgerten

terwachsetten) Personen könnte die Beteiligung des Bundes an der Armen-
last z. B. aitf 9 'Fahre beschränkt werden. Nach der Dtatistik werden durchschnittlich

29,7 si der naturalisierten Personen gratis eingebürgert; für die Beteiligung

des Bundes an der Armenlasr kämen etwa 29'/, in Betracht oder bei 3599

naturalisierten Personen pro Jabr ungefähr 799, bezw. 7 '/,> davon 49. Unter
Ansehung der durchschnittlichen Uuterstützungssumme pro erwachsene Person auf
199 Fr. ergäbe sich für das erste Fahr für 49 Unterstütznngsfälle ein Gesamt-
uuterstülzungSaufwand von 1999 Fr. und für das 9. Fahr ficr 249 Untcrstützungs-
fälle ein Gcsamtuntcrstützungsaufwand von 24,99<1 Fr., wovon der Bund fsi

^ - 12,299 Fr. oder I/ 19,399 Fr. zu übernehmen hätte.
Ter Bund hätte demnach vom 18. Fabre seit Veröffentlichung des Gesetzes

an jährlich eine Ausgabe von 989,9.99 <999,899 -j- 12,29l>) bis 995,499 Fr.
(889,199 si- 19,3l>9) aufzubringen.

Die bnndesrätliche Botschaft nimmt in Aussicht, daß das auf Grund des

neuen Berfassnngsartikels zu erlassende Bundesgesetz der Einbürgerung kraft
Gebietshoheit auf 9 Fahre rückwirkende .straft verleihe. Die Belastung des

Bundes aus der Rückwirkung des Gesetzes ans 9 Jahre würde im 1. Jahre
nach Inkrafttreten 299,399 Fr., im 14. Jahre noch 238,499 Fr. betragen und
alshann bis zum 19. Fahre völlig verschwinden.

Ans diesen auf breiter Basis beruhenden, keinesfalls zu niedrig gegriffenen
Berechnungen ergibt sich, daß die Ausgaben des Bundes au Unterstützungskosten
den Betrag von 1 Million im Fahre nicht übersteigen werden.

Für den Fall der Anwendung des Dystems der P a u s ch a I e n t s ch ä d i -

g u n g kommt die Botschaft unter Voraussetzung gleicher Rechnungsgrundlagen
zu einer jährlichen Beitragsleistnng des Bundes von 931,999 Fr. Dabei würde
allerdings die Anuabme einer Rückwirkung der Zwangseinbürgerung auf 5

Fakire im Zeitpunkte des (Inkrafttretens des Gesetzes vom Bunde eine bedeutende
einmalige Ausgabe erfordern, die sich beim andern Dpsteni auf 18 Jahre
verteilen würde. Die 29,819 Ansiänderkinder der gleichzeitig eingebürgerten 5

Fahrgänge, mit 219 Fr. Pro .stopf- in Rechnung gesetzt, würden ein Deckungskapital

von 9,931,199 Fr. erfordern, wovon der Bund P>. --- 3,754,190 Fr. zu
leisten hätte. 8t.

Bern. Das Budget der städtischen Armendirektion berechnet die Nettokosten

der örtlichen Armenpflege auf Fr. 1,798,993 gegenüber Fr. 1,991,549
des Budgets für das laufende Jahr. Davon entfallen Fr. 184,729 auf die
allgemeinen Posten, Fr. 99,,899 (1,179,999—972,299) auf die Armenpflege der
dauernd Unterstützten, Fr. 893,990 (1,223,199 419,299) auf die Armenpflege
der vorübergehend Unterstützten und Fr. 182,218 (426,883—244,669) auf die
Armenanstalt Kühlewil. Zt.

Vuchdruckerei .Efftugerhol A.-lH." i« Zragg.
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